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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Der Gedanke einer teilweisen Verlagerung von der zweiten zur ersten Säule – wie ihn SP
und SGB in ihrem Initiativprojekt aufgeworfen haben – ist auch für den Bundesrat nicht
abwegig. Bereits im Mai 1990 beauftragte er fünf Experten, das in der Bundesverfassung
verankerte Dreisäulenkonzept zu überprüfen. Neben Fragen der Finanzierung und
Gewichtung von AHV/IV und BVG sollen auch die Möglichkeiten einer Einführung eines
garantierten Mindesteinkommens (GME) und die Auswirkungen des europäischen
Wirtschaftsraums (EWR) auf die schweizerischen Sozialversicherungen in die
Überlegungen einbezogen werden. In seiner Stellungnahme zu einem überwiesenen
Postulat Günter (ldu, BE) (Po. 89.772) versprach der Bundesrat, dem Parlament
spätestens mit seiner Botschaft zur Revision des BVG einen Strategiebericht
Sozialversicherung und Altersvorsorge vorzulegen, der explizit auf das Verhältnis
zwischen der 1. und 2. Säule eingehen wird. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.12.1990
MARIANNE BENTELI

Im Frühjahr beriet der Bundesrat in einer Klausursitzung erstmals den von ihm beim EDI
in Auftrag gegebenen Drei-Säulen-Bericht, dessen sozialpolitische Bedeutung
schwergewichtig in der Darstellung und in der Überprüfung der Tauglichkeit der Drei-
Säulen-Konzeption für die Alters-, Hinterbliebenen- und Invalidenvorsorge liegt. Der
Bericht sollte als Grundlage für die Diskussion der Probleme dienen, die sich
insbesondere im Zusammenhang mit der demographischen Entwicklung stellen. Der
Bundesrat teilte die Schlussfolgerung des Berichts, wonach an der Drei-Säulen-
Konzeption bei der AHI-Vorsorge grundsätzlich festgehalten werden soll, erachtete den
Bericht in Detailfragen aber als ungenügend und beauftragte das EDI, ihn hinsichtlich
verschiedener Leistungs- und Wirtschaftsszenarien zu ergänzen. Um Aspekte zu
beleuchten, die über den Rahmen der eigentlichen AHI-Vorsorge hinausgehen,
ermächtigte der Bundesrat das EDI Ende Jahr zudem, eine interdepartementale
Arbeitsgruppe "Finanzierungsperspektiven in der Sozialversicherung" einzusetzen, die
mögliche Lösungswege für die mittel- und langfristige Finanzierung der Sozialwerke
aufzeigen soll. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.03.1994
MARIANNE BENTELI

Anfangs Herbst diskutierte der Bundesrat, gestützt auf den IDA-FiSo-Bericht, die
Weiterentwicklung der Sozialversicherungswerke. Dabei vertrat er die Überzeugung,
dass sich das schweizerische Sozialversicherungssystem bewährt hat und kein radikaler
Systemwechsel erforderlich ist. Dennoch nahm er die finanziellen
Entwicklungsperspektiven mit Sorge zur Kenntnis. Zur Ergänzung der von der
Arbeitsgruppe vorgenommenen Analyse beschloss er deshalb, eine Folgearbeitsgruppe
IDA FiSo 2 einzusetzen. Sie soll die sozialen und finanziellen Auswirkungen beleuchten,
die sich aus einem Aus- oder Abbau bestimmter Sozialversicherungsleistungen ergeben
würden. Um den Prüfungsrahmen abzustecken, definierte der Bundesrat einen Katalog
von Leistungen im Rahmen von AHV, IV, Kranken- und Arbeitslosenversicherung, bei
denen Ausbau- oder Abbauelemente zu prüfen sind. Diese Elemente sind unter
Annahme dreier finanzieller Szenarien (beschränkter Ausbau, Weiterführung des
heutigen Leistungssystems, gezielter Leistungsabbau) zu beziffern. Im Rahmen seiner
Grundsatzdiskussion beschäftigte sich der Bundesrat auch mit der Frage, welche
Sozialversicherungsreformen bereits vor Abschluss der Arbeiten der IDA FiSo 2 an die
Hand genommen werden sollten. Er kam dabei zum Schluss, dass die IV-Revision
dringlich ist, und dass die EO-Revision sowie die Errichtung einer
Mutterschaftsversicherung nicht weiter aufgeschoben werden sollten. Die Vorarbeiten
zur 1. BVG-Revision seien weiterzuführen, um diese Reform gleichzeitig mit der 11. AHV-
Revision vorlegen zu können. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 24.09.1996
MARIANNE BENTELI
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Ende Mai genehmigte Bundespräsidentin Dreifuss den Ausführungsplan zum Nationalen
Forschungsprogramm „Probleme des Sozialstaates“. Dieses mit 10 Mio Fr. dotierte
NFP setzt vier thematische Schwerpunkte: Grundlagen und neuere Entwicklungen,
behinderte Menschen, Erwerbslosigkeit und Gesundheitssystem. Die eigentlichen
Forschungsarbeiten werden im Herbst 2000 beginnen. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.05.1999
MARIANNE BENTELI

Im Zuge der im nächsten Jahr erwarteten Abstimmung über die Volksinitiative „Keine
Spekulation mit Nahrungsmitteln!" der Jungsozialisten wurde im Juli 2015 bekannt, dass
der Ausgleichsfonds der AHV, IV und EO seit Anfang Jahr auf Investitionen im Bereich
der Agrarprodukte und der Viehwirtschaft verzichtet. Grund dafür sei gemäss dem
Verwaltungsratspräsidenten des Ausgleichsfonds die neu gewonnene „politische
Sensibilität" des Themas. 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.07.2015
FLAVIA CARONI

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Der Verwaltungsrat des AHV-Ausgleichsfonds beschloss eine Neuausrichtung seiner
Anlagepolitik. Künftig soll ein Teil des Gesamtvermögens von rund 27 Mia. Fr. in
Schweizer Aktien und Fremdwährungsobligationen angelegt werden dürfen. Ziel dieser
Massnahme ist es, die Rendite des Gesamtvermögens, die in den letzten Jahren
durchwegs unter der Marke von 4% lag, zu verbessern. Ermöglicht wird die Abkehr von
der bisherigen Anlagepolitik durch den Umstand, dass auf den 1. Januar 1997 das
revidierte AHV-Gesetz in Kraft tritt, welches erstmals seit 1948 ein begrenztes
Engagement in Aktien zulässt. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 20.11.1996
MARIANNE BENTELI

Am 1. April 2000 trat das neue Spielbankengesetz in Kraft. Das Gesetz ist für die AHV
von Bedeutung, weil der Ertrag aus der Besteuerung der Casinos zweckgebunden der
AHV zugute kommt. Nach einer gewissen Anlaufzeit wird mit einem Zufluss in den AHV-
Fonds von mindestens CHF 150 Mio. pro Jahr gerechnet. 7

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.04.2000
MARIANNE BENTELI

Zu Beginn des Berichtsjahres wurde das Rentenalter der Frauen von 62 auf 63 Jahre
erhöht, wobei die Frauen die Möglichkeit erhielten, ihre Rente mit einer Kürzung um
3,4% ab Alter 62 zu beziehen. Ca. 9'400 Frauen machten davon Gebrauch. Die Männer
konnten erstmals ihre Rente um zwei Jahre früher beantragen, jedoch mit einer
Kürzung von 6,8% pro Vorbezugsjahr. Rund 2'800 Männer entschlossen sich, mit 64
Jahren in Pension zu gehen, etwa 1'700 mit 63 Jahren. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.01.2001
MARIANNE BENTELI

Ende 2000 hatte der Bundesrat dem EDI den Auftrag erteilt, gemeinsam mit dem EFD
und dem EVD ein Forschungsprogramm zur längerfristigen Finanzierung der
Altersvorsorge im Hinblick auf die 12. AHV-Revision durchzuführen und 2003 einen
Synthesebericht vorzulegen. Die Arbeiten wurden durch die interdepartementale
Arbeitsgruppe „IDA ForAlt“ geleitet. Sie untersuchten insbesondere die zentralen
Faktoren, welche heute den Altersrücktritt bestimmen, welches mögliche
Entwicklungen für die Zukunft sind, und welche Auswirkungen verschiedene
Massnahmen in der AHV hätten. Bezüglich des vorzeitigen Altersrücktritts zeigten die
Forschungsergebnisse deutlich dessen Zusammenhang mit der wirtschaftlichen
Situation der betroffenen Person: Wer es sich leisten kann, scheidet früh aus dem
Arbeitsprozess aus. Dabei spielen die überobligatorischen Leistungen der beruflichen
Vorsorge und die Gesamtarbeitsverträge, welche je nach Branche die Möglichkeit der
Frühpensionierung vorsehen, eine grosse Rolle. Die Ergebnisse zeigten aber auch, dass
der Frührücktritt nicht allein eine individuelle Entscheidung ist. Bei den
Restrukturierungen der Unternehmen in den 90er Jahren wurden vielfach ältere
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer „freigestellt“, indem ihnen mit attraktiven
Angeboten der Frührücktritt angeboten wurde.

Ermittelt wurde auch der demografisch bedingte finanzielle Mehrbedarf in der AHV.
Wie die Untersuchungen zeigten, hängt dieser wesentlich von der weiteren
demografischen und wirtschaftlichen Entwicklung ab. Ein mittleres Szenario ging von
einem Mehrbedarf von rund vier resp. fünf Mehrwertsteuerprozentpunkten bis 2025
bzw. bis ins Jahr 2040 aus, wobei bei einer genügend starken Erhöhung der
Produktivität und einem entsprechenden Wirtschaftswachstum der finanzielle

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.05.2003
MARIANNE BENTELI
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Mehrbedarf auch deutlich tiefer ausfallen könnte. Der Forschungsbericht untersuchte
die Auswirkungen von drei Stossrichtungen möglicher Massnahmen und kam dabei zum
Schluss, dass, wenn die Einnahmen zur Deckung des Mehrbedarfs erhöht werden
müssen, die Mehrwertsteuer als Finanzierungsquelle volkswirtschaftlich am
vorteilhaftesten abschneidet. Eine Erhöhung des Rentenalters um zwei Jahre würde
den finanziellen Mehrbedarf bezogen auf das Jahr 2025 zwischen 30 und 40%
reduzieren, wobei bei guter konjunktureller Lage ein längerer Verbleib der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Arbeitsprozess auch den Arbeitskräftemangel
reduzieren könnte. Eine Anpassung der Renten aufgrund des Preis- anstatt des
Mischindexes schliesslich würde die Finanzierungslücke bis 2025 um rund einen Drittel
und bis 2040 um rund die Hälfte reduzieren, eine Anpassung allein aufgrund der
Lohnentwicklung hingegen um ca. den Faktor 1,5 erhöhen.

Die jährlich vom EFD durchgeführte Umfrage ergab einen Vertrauensschwund in die
AHV, insbesondere in der Altersgruppe der 25- bis 34-Jährigen, in der nur noch 50%
daran glauben, dereinst eine AHV-Rente beziehen zu können. 9
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